
 
D i e  B ü r g e r m e i s t e r i n  
Fachbereich 2 - Jugend, Familie und Soziales 
 

Vorlage Nr. 172/15 
 
 

Betreff: 
 

Resolution zur vollständigen Übernahme der Kosten der 
Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen durch den Bund 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 
Integrationsrat 20.05.2015 Berichterstattung

durch: 
Herrn Gausmann 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         
Sozialausschuss 09.06.2015 Berichterstattung

durch: 
Herrn Linke 
Herrn Gausmann 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         
Rat der Stadt Rheine 23.06.2015 Berichterstattung

durch: 
Herrn Roscher 
Herrn Berardis 
Herrn Linke 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Betroffene Produkte 
220 Leistungen zur Grundversorgung 
2204 Betreuung von Migranten 
 
Betroffenes Leitbildprojekt/Betroffene Maßnahme des IEHK 
 

      
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 
 einmalig  jährlich  einmalig + jährlich 

 
 

Ergebnisplan   Investitionsplan 
 

Erträge         Einzahlungen        
Aufwendungen         Auszahlungen        
 
 

Finanzierung gesichert 
, 

 Ja  Nein 
durch 

 Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt       
 Mittelumschichtung aus Produkt / Projekt       
 sonstiges (siehe Begründung) 

 



 
mittelstandsrelevante Vorschrift 
 

 Ja  Nein 
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Vorlage Nr. 172/15 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
 
Der Integrationsrat empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine, den folgenden Be-
schluss zu fassen: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Rheine, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 
 
Der Rat der Stadt Rheine beschließt auf Empfehlung des Integrationsrates und 
des Sozialausschusses die von der SPD-Fraktion vorgelegte Resolution zur voll-
ständigen Übernahme der Kosten der Unterbringung und Betreuung von Flücht-
lingen durch den Bund und das Land NRW. 
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Begründung: 
  
Auf die Resolution wird verwiesen. 
 
Seitens der Verwaltung wird darauf hingewiesen, dass auch das Land NRW Ad-
ressat der Resolution sein sollte, da es zunächst originäre Aufgabe des Landes 
ist, die Kommunen mit ausreichenden Finanzmitteln auszustatten. 
 
So gestalten sich die Finanzierungen in den Bundesländern sehr unterschiedlich. 
Die Länder Bremen, Hamburg und auch Bayern übernehmen z. B. die Kosten der 
Aufnahme und der Unterbringung zu 100 %  
 
 


